
Der Zahnarzt kann in eine Situa-
tion geraten, in welcher der ei-
gentlich zu favorisierende Weg

der „außergerichtlichen Sanierung“ nicht
mehr gangbar ist. Das ist dann der Fall,
wenn das Vertrauen der Gläubiger ver-
spielt wurde, weil man zu häufig und über
einen zu langen Zeitraum Versprechen
und Zusagen nicht einhalten konnte.
Auch werden sich Verbindlichkeiten
gegenüber dem Fiskus und den Kran-
kenkassen ab einer gewissen Größenord-
nung nicht mehr im Stundungswege oder
gar Vergleichswege bereinigen lassen.
Schließlich kann sich die wirtschaftliche
und rechtliche Lebenssituation des Zahn-
arztes als derart komplex darstellen, dass
sie ohne die rechtlichen Besonderheiten
und Hilfsmittel des Insolvenz(plan)ver-
fahrens keine Schuldentilgung im außer-
gerichtlichen Vergleichswege zulässt. Zu
denken ist hier insbesondere an konkur-
rierende Sicherheitengläubiger, an nur
unzureichende vertragliche Regelungen
im Rahmen einer Praxisgemeinschaft
bzw. Gemeinschaftspraxis, an berufs-
rechtliche Probleme, an Regressforderun-
gen oder aber auch an ungeklärte Unter-
haltspflichten.

In einer solchen Situation bietet sich regel-
mäßig das Insolvenzverfahren an, um auf
geordnetem Wege seine Verbindlichkeiten
zu regulieren. Denn nur im Rahmen eines
Insolvenzverfahrens hat man die gesetzlich
geregelte Möglichkeit, sich unter Aufrecht-
erhaltung des Praxisbetriebes von seinen
Altverbindlichkeiten zu befreien. Das In-
solvenzverfahren bietet darüber hinaus
faktische und rechtliche Vorteile, sich von
überfordernden Dauerschuldverhältnissen
zu trennen und insbesondere Personalmaß-
nahmen durchzusetzen. 

Insolvenzverfahren/-plan
Bei Einleitung eines Insolvenzverfahrens
bestehen grundsätzlich zwei Wege, die Be-
freiung von seinen Verbindlichkeiten zu
erlangen. Zunächst sieht das Gesetz die
sogenannte „Regelabwicklung“ vor, bei
der die Zahnarztpraxis in Abhängigkeit
von ihrer wirtschaftlichen Ertragskraft 
liquidiert oder fortgeführt wird. Nach 
Liquidation bzw. vorübergehender Fort-
führung wird das Insolvenzverfahren ein-
gestellt und der Zahnarzt wird in die so-
genannte „Wohlverhaltensperiode“ ent-
lassen. In dieser Phase muss der Zahnarzt
den pfändbaren Teil seiner Einnahmen an
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Sanierung

Zukunftsperspektive
trotz Überschuldung? 

Die wirtschaftlichen und finanziellen Herausforderungen an den nieder-
gelassenen Zahnarzt haben sich deutlich verändert. Gute Chancen bieten
sich, wenn rechtzeitig kritische Entwicklungen erkannt und diesen kons-
truktiv begegnet wird. Ein professionelles Entschuldungskonzept eröffnet
persönlich und beruflich neue Perspektiven. In der Septemberausgabe der
ZWP wurden zwei typische Vorgehensweisen der finanziellen Sanierung
für „leichte bis mittelschwere“ Problemsituationen vorgestellt. Dieser
Fachbeitrag beschäftigt sich mit einer dritten Möglichkeit: Die Entschul-
dung über ein Insolvenz(plan)verfahren. 
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